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Die erzkonservativen Volkspartei-
en  CDU und CSU konnten im letz-
ten Jahrhundert zusammen mit der 
SPD einen großen Teil der Bevölke-
rung hinter sich versammeln. Im 21. 
Jahrhundert stellte die CDU 16 Jah-
re lang die Kanzlerin. Heute scheint 
diese Erfolgsgeschichte mehr und 
mehr in eine Krise zu geraten. CDU-
Mann Friedrich Merz ist mittlerweile 
gar einer der weltweit unbeliebtes-
ten Regierungschefs. Außerdem er-
langt die faschistische Alternative für 
Deutschland immer mehr Einfluss 
und droht der Union den Boden unter 
den Füßen wegzuziehen. Doch letzt-
lich ist nicht nur die Union in der Kri-
se, das gesamte kapitalistische und 
bürgerlich-parlamentarische System 

hat längst ausgedient. Zeit, für eine 
revolutionäre Auflösung dieser Wi-
dersprüche. 

Union, Linke und AfD

Die AfD hat in den letzten Wahlen 
immer weiter zugelegt. Die bishe-
rige Taktik der Union, selbst immer 
weiter nach rechts zu rücken, um 
die Wähler:innen, die zur AfD über-
gelaufen sind, zurückzuholen, ist auf 
ganzer Linie gescheitert. Die Wäh-
ler:innen haben sich für das Origi-
nal entschieden, teils auch um dem 
„Establishment“ einen Denkzettel 
zu verpassen. Dass die Union immer 
mehr unter Druck gerät, hat zur Fol-
ge, dass sie sich nicht mehr wie in al-

ten Zeiten selbstbewusst darauf ver-
lassen kann, dass sie alleine oder mit 
einem altbekannten Koalitionspart-
ner „durchregieren“ kann. Die Union 
wird also dazu gezwungen, einen 
bitteren Kompromiss einzugehen.  
Denn die Union hat gegenüber der 
AfD einen Unvereinbarkeitsbe-
schluss und ist in gewisser Weise ge-
spalten in der Frage, inwiefern man 
künftig mit der Partei zusammen-
arbeiten sollte. Aktuell ist davon 
auszugehen, dass die Union künftig 
nicht umhinkommen wird, es mit 
der AfD zu tun. Letztlich geht es der 
Union auch um den Machterhalt. 
> Weiter auf Seite 2

Mit dem Erstarken der AfD gerät die Brandmauer zwischen der Union und der AfD im-
mer weiter ins Wanken. Eine Zusammenarbeit der beiden Parteien könnte das Vertrau-
en in das parlamentarische System weiter schwächen. Bereits jetzt zeigt sich immer 
wieder, dass alle Parteien der AfD nichts entgegensetzen können. Die Antwort auf die 
Krise des Kapitalismus und ein konsequenter Kampf gegen den Faschismus gibt es 
nur verbunden mit dem Kampf für den Sozialismus. - Ein Kommentar von Leon Wandel

Wer heute auf Berufs- und Aus-

bildungsmessen geht, kommt um 

die Bundeswehr nicht herum. Dort 

wirbt sie für eine Ausbildung im 

Militär Doch die Armee ist kein 

Ausbildungsbetrieb wie jeder ande-

re. > Seite 6

Bundeswehr: Arbeitgeber 
wie alle anderen?

In fast allen Ländern nimmt die ras-
sistische Hetze immer weiter zu. 
Auswirkungen davon wurden in 
Nordirland deutlich, als Faschist:in-
nen gezielt Anschläge auf Mig-
rant:innen verübten. Auch die ver-
schärften Asylgesetze der EU sind 
ein Ausdruck davon. > Seite 3

Pogrome in Nordirland: 
Widerstand organisieren!

Der Spanische Bürgerkrieg ist bis 
heute ein Symbol des Internatio-
nalismus. Freiwillige aus aller Welt 
schlossen sich den Internationalen 
Brigaden an der Seite der Spani-
schen Republik an. Frauen kämpf-
ten in vorderster Reihe gegen den 
Faschismus. > Seite 7

Heute vor 90 Jahren:  
Spanischer Bürgerkieg

Sommerurlaube und das Verreisen 

werden immer teurer. Während uns 

die Merz-Regierung immer länger 

und immer mehr arbeiten lassen 

will, können wir uns immer öfter 

nicht einmal mehr die wohlverdien-

te Urlaubsreise leisten. > Seite 8

Mehr Arbeit, weniger Meer: 
Kein Geld für Urlaub

Bye Bye, USA?! Abschied einer Großmacht?
Zuletzt war im Krieg zwischen den 
USA und dem Iran nur noch wenig 
zu spüren vom anfänglich durch den 
amerikanischen Präsidenten Trump 
zur Schau gestellten Selbstbewusst-
sein. Eine Niederlage oder einen Fehl-
schlag wollte und konnte das Staats-
oberhaupt der USA selbstverständlich 
nicht zugeben. Doch im Vergleich zu 

immer wieder abgegebenen schril-
len Drohungen wirkte Trump bei der 
Vorstellung seines Deals verhältnis-
mäßig kleinlaut. Das Scheitern der 
USA im Krieg gegen den Iran zeigt, 
wie sehr sich die Kräfteverhältnisse 
zwischen den kapitalistischen Groß-
mächten verschoben haben.
> Seiten 4 und 5

Ende der Brandmauer?  

Zeit für eine  
sozialistische 

 Antwort!
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Das ist der Grund, weshalb schon 
heute einige Unionsmitglieder den 
verbalen Vorschlaghammer hervor-
holen, um die Brandmauer zu zer-
schmettern. Begründet wird der Ab-
bau der Brandmauer beispielsweise 
folgendermaßen: Die strikte Abgren-
zung von der AfD in den letzten zehn 
Jahren habe nur dazu geführt, dass 
sich die rechtspopulistische Partei 
verdreifacht habe, wie es Henning 
Otte (CDU), der Wehrbeauftragte des 
Deutschen Bundestages, formuliert.

Auch von anderen Seiten wird schon 
lange an der Brandmauer gerüttelt. 
Peer Steinbrück, Ex-NRW-Minister-
präsident und Ex-Bundesfinanzmi-
nister der SPD, hält die Brandmauer 
nur auf absehbare Zeit für richtig. 
Und Sahra Wagenknecht (BSW) 
spricht von „Ausgrenzung“ gegen-
über der AfD. Diese sei ja von 30 bis 
40 Prozent der Wähler:innen gewählt 
worden. Daher sei es undemokra-
tisch, sich von ihr abzugrenzen. Aus-
gerüstet mit all diesen Schlagworten 
wird es dann möglich, sich Stück für 
Stück der AfD anzunähern.

Hinzu kommt, dass die Zerreißpro-
be der Union der AfD hervorragend 
in die Karten spielt. Eine innerlich 
gespaltene Union ermöglicht es der 
AfD, sich als klare Alternative zu in-
szenieren. Denn die Union steht bei 
den kommenden Landtagswahlen, 
vor allem in Sachsen-Anhalt und 
Mecklenburg-Vorpommern, vor ei-
ner Zwickmühle, denn sie hat eben-
falls einen Nicht-Zusammenarbeits-
beschluss mit der Linkspartei. Gehen 
die Wahlen ähnlich aus wie in Thü-
ringen vor zwei Jahren, wird die CDU 
kaum noch umhinkommen, einen ih-
rer beiden Unvereinbarkeitsbeschlüs-
se zu kippen. In Thüringen fehlt der 
Regierungskoalition aus CDU, SPD 
und BSW eine Stimme zur eigenen 
Mehrheit, und Mario Voigt konnte 
sich nur zum Ministerpräsidenten 
wählen lassen, weil sein Vorgänger 
Bodo Ramelow von der Linken ihn 
mitgewählt hat. Dies ließ sich für alle 
Beteiligten gerade noch so als Nicht-

Zusammenarbeit verkaufen.

Meloni und Orbán zeigen, 
wo es hingeht

Wie bereits erwähnt konnte die AfD 
bei jeder der vergangenen Wahlen 
immer an Stärke hinzugewinnen. 
Dass sie aus den nächsten Wahlen 
als stärkste Kraft der deutschen Par-
teienlandschaft hervorgeht, ist nicht 
mehr auszuschließen. Um zu verste-
hen, was das für Deutschland bedeu-
ten könnte, lohnt sich ein Blick auf 
Italien.

Giorgia Meloni, die Ministerpräsi-
dentin Italiens, weist gewisse Ähn-
lichkeiten mit der Politik der AfD auf. 
Zuletzt versuchte sie sich an einem 
Umbau des Justizwesens im Land, um 
unter anderem ihre harte Migrations-
politik durchzusetzen. Mit ihrem 
Plan, die bürgerliche Demokratie in 
Italien autoritär umzubauen, ist Me-
loni in Europa nicht allein. Viktor Or-
bán aus Ungarn dürfte für Meloni da-
bei ein Vorbild gewesen sein. Orbán 
baute den ungarischen Staat in seiner 
Amtszeit auf eine solche Weise um, 
dass er sich weniger nach der demo-
kratischen Meinung der Bevölkerung 
richten musste und seine reaktionä-
re Politik im Alleingang umsetzen 
konnte.

Auch in Deutschland erleben wir in 
der letzten Zeit, dass bereits heute 
der Überwachungsstaat ausgebaut 
wird und revolutionäre Positionen 
durch immer härtere Repressionen 
bekämpft werden. Und bereits heu-
te kommt die Abschiebepolitik des 
Innenministers Alexander Dobrindt 
(CSU) den Forderungen der AfD er-
schreckend nahe.

Brandmauer und das  
Potenzial für Klassenkampf

Aus den Debatten in der Union lässt 
sich bereits heute schließen, dass mit 
der Brandmauer zukünftig immer 
wieder gebrochen wird. Im gesamten 
Land lässt der Rechtsruck die Arbei-

ter:innenklasse jedoch nicht kalt. Und 
auch der künftige Bruch bringt eini-
ges an gesellschaftlichem Sprengstoff 
mit sich. Das war bereits bei  Massen-
protesten Anfang 2024 zu erkennen.

Die Großdemonstrationen brachen 
aus, nachdem aufgedeckt wurde, dass 
sich AfD-Politiker:innen zusammen 
mit Martin Sellner, dem führenden 
Kopf der Identitären Bewegung, zum 
Thema „Remigration“ heimlich ge-
troffen hatten. Tatsächlich stellte der 
damalige Skandal ebenfalls einen 
Bruch mit der Brandmauer dar, da bei 
dem Treffen zwei CDU-Politiker:in-
nen vor Ort waren.

Als klassenkämpferische Bewegung 
verkennt man das Potenzial dieser 
Proteste, wenn man sie als lediglich 
bürgerliche Demonstrationen abtut. 
Denn auch wenn bei diesen Demons-
trationen Positionen vertreten wer-
den, die fordern, dass der bürgerliche 
Staat den Rechtsruck verhindert, sind 
auch viele auf der Suche nach einer 
echten Alternative.

Letztlich ist klar, dass sämtliche Par-
teien gegenüber dem Erstarken der 
AfD komplett hilflos sind und keine 
antifaschistischen Antworten parat 
haben. Sie müssen sich im parlamen-
tarischen System also auf eine Zu-
sammenarbeit mit der AfD einlassen. 
Denn letztlich zählt für die Parteien 
nur die Beteiligung an der Regierung, 
wofür man das ein oder andere Übel 
in Kauf nehmen muss. Doch die AfD 
ist nicht einfach nur eine bittere Pille, 
die man schlucken muss, damit man 
an der Macht bleibt. Bei der AfD han-
delt es sich um den politischen Arm 
eines breiten Spektrums rechter bis 
faschistischer Kräfte in der BRD. Das 
kapitalistische System gerät zuneh-
mend in eine Krise. Der Umbau hin 
zu einer faschistisch-autokratischen 
Ordnung ist kein Zufall, sondern eine 
direkte Folge der Krise des Systems. 
Allerdings gibt es auch eine Alterna-
tive, die im Sinne unserer Klasse ist 
und die sich der Sackgasse der parla-
mentarischen Logik entziehen kann.

Antifaschismus2

Zeit für eine  
sozialistische Antwort

Die AfD greift geschickt die Krisen 
des kapitalistischen Systems auf und 
gibt vermeintliche Antworten darauf. 
Ihre Inhalte sind dabei allerdings nicht 
im Interesse unserer Klasse. Denn die 
rassistischen Inhalte erzählen immer 
wieder aufs Neue das Märchen, dass 
Migrant:innen allein für die schlech-
te ökonomische Lage unserer Klasse 
verantwortlich sind. Die AfD propa-
giert ein Frauenbild wie in den 50er 
Jahren. Frauen sollen in die häusliche 
Sphäre gedrängt werden und weiter-
hin einen Großteil der Hausarbeit 
verrichten. Die AfD spielt immer 
wieder geschickt die Rolle der Partei, 
die die Interessen der kleinen Leute 
vertritt. Unterm Strich profitiert vor 
allem die Kapitalist:innenkasse von 
der arbeiter:innenfeindlichen Politik 
der AfD. Mit anderen Worten: Die 
AfD stützt das kapitalistische System 
und treibt einen Keil in unsere Klasse. 
Eine sozialistische Perspektive kön-
nen wir allerdings nicht erkämpfen, 
wenn wir uns in unserer Klasse selbst 
bekämpfen, wie es die AfD fördert. 
Wir müssen die Spaltung überwin-
den und gemeinsam dafür kämpfen, 
dass wir tatsächlich mitbestimmen 
können, wie die Gesellschaft organi-
siert wird. Wir müssen auch gemein-
sam einen wirklich wehrhaften Anti-
faschismus auf die Straßen tragen, 
denn die bürgerlichen Parteien ver-
sagen auf ganzer Linie. Dieser Kampf 
beginnt bereits heute, denn die AfD 
bedroht bereits heute unser alltägli-
ches Leben. Wir dürfen nicht darauf 
warten, bis wieder Zehntausende auf 
die Straßen gehen, wenn die Brand-
mauer gefallen ist, sondern müssen 
schon heute aktiv werden. Das geht 
am besten da, wo wir leben und ar-
beiten: in unseren Vierteln, Schulen, 
an der Uni und im Betrieb.



Brennende Autos, brennende Häu-
ser. Eingetretene Türen und einge-
schlagene Scheiben. Vermummte Fa-
schist:innen zogen am 9. Juni durch 
das nordirische Belfast und verübten 
gezielte Angriffe auf Migrant:innen, 
deren Häuser und Autos. Auslöser 
für diese pogromartigen Zustände 
war ein brutaler Messerangriff, wel-
cher einen Tag vorher im Norden 
Belfast verübt wurde und in Form ei-
nes Videos im Internet für Aufregung 
sorgte. Der angegriffene Mann hat 
überlebt, trug jedoch schwere Ver-
letzungen am Rücken und im Gesicht 
davon und verlor sein linkes Auge.

Beim kurz darauf folgenden Aufschrei 
im Internet interessierte das Opfer je-
doch kaum. Wichtig waren der Täter 
und vor allem seine Herkunft. Dieser 
kam 2023 aus dem Sudan nach Nord-
irland und hat eine Aufenthaltsge-
nehmigung bis 2028. Sofort wurde 
von rechten bis faschistischen Kräf-
ten zu Demonstrationen am darauf-
folgenden Abend aufgerufen. Auch 
wenn die Kriminalitätsrate in Nordir-
land im letzten Jahr gesunken ist und 
es einen besonders großen Rückgang 
der Gewaltdelikte gab, wurde der 
Angriff genutzt, um ein gegenteili-
ges Narrativ der steigenden Gewalt 
zu verbreiten, für die Migrant:innen 
verantwortlich sein sollen.

Eine große Rolle bei der Mobilisie-
rung spielten die antimuslimische 
„English Defence League“ (EDL) und 
deren Mitbegründer Tommy Robin-
son. Der faschistische Aktivist teilte 
auf X einen Beitrag mit einem Aufruf 
zu Demonstrationen in 70 Städten, 
darunter auch in Schottland und Eng-
land. Der Beitrag wurde vom Tech-
Billionär Elon Musk repostet und 
kommentiert mit „Nur wenn wir wie-
derholt und laut protestieren, wird 
sich etwas verändern!!“. Da Musk die 
Social-Media-Plattform X besitzt und 
240 Millionen Follower:innen hat, 
trug dies sicherlich zu der Größe der 
Proteste bei.

Am Abend des 9. Juni versammel-

ten sich dann Menschen im ganzen 
Königreich zu Demonstrationen. In 
Belfast nahmen einige Hundert teil, 
darunter auch maskierte Faschist:in-
nen. Diese reisten von Tür zu Tür auf 
der Suche nach Migrant:innen und 
brannten Häuser sowie Autos nieder.

Die Feuerwehr musste 62 Brände lö-
schen und Menschen aus brennenden 
Häusern retten. 27 Personen verloren 
ihr Zuhause aufgrund der Brandstif-
tung. Die Faschist:innen sollen wäh-
rend der Angriffe „Tötet alle Muslime“ 
und „Ausländer raus“ gerufen haben. 
Während die Polizei fast tatenlos zu-
sah, formierte sich in den folgenden 
Tagen Widerstand aus der Nachbar-
schaft. Migrantischen Familien wur-
de Hilfe und Schutz angeboten und es 
wurden antifaschistische Patrouillen 
bei Tag und bei Nacht organisiert.

Eine ähnliche Form des Widerstands 
wurde auch in den USA im letzten 
Jahr immer wieder geleistet, als sich 
Nachbarschaftsorganisationen den 
Massenabschiebungen von der Ein-
wanderungsbehörde ICE widersetz-
ten. Am Samstag nach den Pogro-
men versammelten sich zudem über 
20.000 Menschen auf den Straßen 
Belfasts zu einer Demonstration mit 
dem Motto „Vereint gegen Hass“, um 
sich gegen die rassistischen Narrative 
zu stellen und Solidarität mit den Be-
troffenen zu zeigen.

EU: Rassistische Asylpolitik 
& Menschenrechts- 

verletzungen

In vielen europäischen Ländern ist 
aktuell ein Anstieg von rassistischer 
Hetze und Migrationsfeindlichkeit 
zu verzeichnen, welche sich auch in 
Gesetzen niederschlägt. Am 17. Juni 
wurde zuletzt die neue EU-Rückfüh-
rungsverordnung im Europaparla-
ment beschlossen. Konservative und 
rechte Abgeordnete des Parlaments 
riefen während der Sitzung mehrfach 
die auch von Faschist:innen immer 
wieder benutzte Parole „Schickt sie 
zurück“ und jubelten als Reaktion auf 

die Verabschiedung der Verordnung.

Die Verordnung schafft die Grund-
lage für Abschiebungen in Drittstaa-
ten, zu denen Betroffene keinerlei 
Verbindung haben, und ermöglicht  
Abschiebungszentren außerhalb Eu-
ropas. Gleichzeitig wurden die Vor-
aussetzungen für Abschiebungshaft 
und Haftzeiten ausgeweitet, auch für 
Minderjährige.

Zudem wurde letzten Monat das in 
2024 durch die EU beschlossene „Ge-
meinsame Europäische Asylsystem“ 
(GEAS) auf nationaler Ebene der Mit-
gliedsstaaten umgesetzt und in Ge-
setzen niedergeschrieben.

In Deutschland wurde durch die Re-
formen die Möglichkeit geschaffen, 
Schutzsuchende bis zu 24 Monate in 
sogenannten „Dublin-Zentren“ fest-
zuhalten, das gilt auch für Kinder. 
Ebenso wurde die Ernennung von 
„sicheren Drittstaaten“ erleichtert 
und damit die Möglichkeit für mehr 
Abschiebungen geschaffen. Dabei 
überschreitet Deutschland sogar die 
europäischen Mindestanforderungen 
der Reformen – ganz ohne AfD an der 
Regierung. Gleichzeitig arbeitet die 
EU auch seit einem Jahrzehnt mit der 
libyschen Küstenwache zusammen, 
um zu verhindern, dass Geflüchtete 
überhaupt erst in EU-Länder gelan-
gen. Dass die Küstenwache für Folter, 
Mord und Menschenhandel bekannt 

ist, scheint für die EU dabei kein Pro-
blem zu sein.

Solidarität statt Spaltung

Die Begründungen für diese rassis-
tische Politik wie steigende Krimi-
nalität oder die Wegnahme von Ar-
beits- bzw. Wohnungsplätzen sind 
realitätsfern und versuchen, die 
wirklichen Schuldigen dafür zu ver-
stecken.

Asylsuchende sind nicht schuld an 
Obdachlosigkeit, Armut und Arbeits-
losigkeit, sondern eine Regierung, 
die im Sozialen alles kürzt, während 
massiv aufgerüstet wird, und eine 
Wirtschaft, die nur auf Profit aus ist 
und deshalb die Reallöhne der Arbei-
ter:innen immer weiter drückt. Und 
nicht die Herkunft ist schuld an Ge-
walt und Kriminalität, sondern so-
ziale und wirtschaftliche  Faktoren 
wie Armut, traumatische Kriegs- und 
Fluchterfahrungen, rassistische Het-
ze und eine Polizei, die besonders 
Migrant:innen verfolgt.

Der Grund für diese Politik ist also 
nicht, das Leben der arbeitenden 
Menschen zu verbessern. Stattdessen 
geht es darum, Migration mehr zu 
kontrollieren und nur diejenigen ins 
Land zu lassen, die auch vom kapita-
listischen Wirtschaftssystem verwer-
tet werden können. Diese Kontrolle 
wird in Zukunft für die Herrschen-
den immer wichtiger, da die Klima-
krise und die zukünftigen Kriege, 
auf die sich aktuell vorbereitet wird, 
viele Menschen zur Flucht zwingen 
werden.

Nicht zuletzt soll diese Rhetorik und 
diese Politik auch die Arbeiter:innen 
spalten und gemeinsamen Wider-
stand verhindern. Es soll verschlei-
ert werden, wer wirklich für die 
Verschlechterung der Lebensbedin-
gungen verantwortlich ist, und Ar-
beiter:innen sollen sich gegenseitig 
bekämpfen, anstatt ihr gemeinsames 
Interesse zu erkennen und sich gegen 
die Kapitalist:innen zu stellen.

In fast allen Ländern nimmt die rassistische Hetze immer weiter zu. Die Auswirkungen davon wurden Anfang letzten 
Monats in Nordirland deutlich, als Faschist:innen gezielt Anschläge auf Migrant:innen verübten. Auch die verschärf-
ten Asylgesetze der EU sind ein Ausdruck davon. Dagegen gilt es Widerstand zu organisieren und sich nicht spalten 
zu lassen! – Ein Kommentar von Thomas Mercy
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Pogrome in Nordirland:  
Widerstand gegen rechte Hetze und 
rassistische Spaltung organisieren!

 Ardfern (https://commons.wikimedia.org/wiki/Fi-
le:Stamp_Out_Racism,_Belfast,_August_2010.JPG), 
„Stamp Out Racism, Belfast, August 2010“, https://
creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/legalcode 
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Zuletzt war im Krieg zwischen den 
USA und dem Iran nur noch wenig 
zu spüren vom anfänglich durch 
den amerikanischen Präsidenten 
Trump zur Schau gestellten Selbst-
bewusstsein. Eine Niederlage oder 
einen Fehlschlag wollte und konnte 
das Staatsoberhaupt der USA selbst-
verständlich nicht zugeben. Doch im 
Vergleich zu immer wieder abgege-
benen schrillen Drohungen wirkte 
Trump bei der Vorstellung seines 
Deals verhältnismäßig kleinlaut und 
gab unter anderem zu Protokoll, man 
habe auf iranischer Seite „sehr ratio-
nale“ Verhandlungspartner, die „auch 
im Umgang angenehm“ seien.

Auch wenn Anfang Juli wohl kaum 
jemand wirklich belastbare Progno-
sen darüber anstellen kann, ob der 
zwischen dem neuen Führungsper-
sonal des alten iranischen Regimes 
und den USA ausgehandelte Kom-
promiss Bestand hat und zu einem 
langfristigen Schweigen der Raketen-
abschussrampen führt: Schon dieser 
Zwischenstand sagt viel über die 
Verhandlungsposition der USA aus. 
Nämlich, dass diese offenbar sagen-
haft schlecht war. Kein Wunder, dass 
der „mächtigste Mann der Welt“ zu 
Hause parteiübergreifend viel Kritik 
einstecken muss. Immerhin lässt sich 
mit guten Argumenten begründen, 
dass der Iran nach dem Krieg besser 
dasteht als zuvor.

Wie Trumps Krieg den  
Iran gestärkt hat

So sieht die Vereinbarung die Auf-
hebung sämtlicher Sanktionen gegen 
den Iran und seine Handelspartner 
durch die USA vor. Eine Praxis, die 
seit der Machtergreifung des heuti-
gen Regimes im Jahr 1979 Bestand 
hatte. Außerdem sagen die USA min-
destens 300 Milliarden Dollar für den 
iranischen Wiederaufbau zu. Ob der 
Iran im Gegenzug überhaupt echte 
Zugeständnisse machen muss, wird 
wohl erst in den nun geplanten Ver-
handlungen geklärt. Bisher ist nur 
von einer Wiederöffnung der Stra-
ße von Hormus die Rede. Außerdem 
muss sich der Iran erneut verpflich-
ten, keine Atomwaffen zu entwickeln, 
was jedoch schon vorher die offizielle 
Position der Staatsführung war.

Unabhängig davon, ob man diese of-
fizielle Position des Irans für glaub-
würdig hält: Zumindest in den obe-
ren Etagen der US-Regierung schien 
es handfeste Zweifel daran zu geben, 
ob eigene Atomwaffen technologisch 
für den Iran bei Kriegsbeginn über-
haupt in greifbarer Nähe waren. Joe 
Kent, ehemaliger Direktor des Na-
tionalen Zentrums für Terrorismus-
bekämpfung jedenfalls begründete 
seinen Rücktritt aus Protest gegen 
diesen Militäreinsatz damit, dass sei-
nen Informationen zufolge der Iran 

eben keine unmittelbare Bedrohung 
für die USA sei und auch nicht inner-
halb weniger Monate eine Atomwaf-
fe entwickeln könne.

Gut möglich also, dass der Iran am 
Ende (außer einigen besonders her-
vorstechenden Führungspersön-
lichkeiten wie Ali Chamenei) wenig 
verliert, aber viel gewinnt. Neben 
konkreten wirtschaftlichen Vorteilen 
dürfte der Krieg auch zu einer Er-
höhung des eigenen diplomatischen 
und militärischen Gewichts aus Sicht 
anderer Staaten führen. So ist wahr-
scheinlich, dass die Golfstaaten, tra-
ditionell ebenfalls im Clinch mit dem 
Iran, die zum Teil ja auch Ziele von 
iranischen Raketenschlägen gewor-
den waren, den Kriegsverlauf bereits 
zum Anlass für eine grundlegende 
Neuausrichtung ihrer Haltung zum 
Iran nehmen. Aus ihrer Sicht hat 
der Krieg nämlich vor allem gezeigt, 
wie wenig verlässlich die US-Militär-
macht und ihre Schutzversprechen 
gegen einen Staat wie den Iran sind. 
Einige Beobachter:innen gehen da-
von aus, dass die Golfstaaten in der 
Konsequenz versuchen werden, eine 
integrativere diplomatische Linie ge-
genüber den Iran zu etablieren.

Dass sich schon im Kriegsverlauf 
selbst eingefleischte USA-Fans wie 
der deutsche Kanzler Merz trauten, 
öffentlich die Strategielosigkeit des 
Verbündeten zu kritisieren, macht 
auf den ersten Blick die öffentliche 
Demontage der „letzten Supermacht“ 
perfekt. Ebenso wie die Tatsache, 
dass der israelische Juniorpartner 
im Irankrieg, bei schon geschlosse-
ner Vereinbarung zu Beendigung 
des Krieges, zumindest noch im Juni 
weiter Bomben im Libanon abwarf 
und damit sehr bewusst gegen einen 
der ersten und zentralen Punkte des 
„Deals“ verstößt, um das Kriegsende 
zu torpedieren.

Es scheint verlockend, bei dieser Bi-
lanz in das hierzulande so beliebte 
„Trump-Bashing“ einzustimmen und 
sicherlich spielen Trumps „Eigenhei-
ten“ in diesem Krieg absolut nicht für 
die USA. Letztlich hat aber nicht ein 
durchgeknallter New Yorker Immo-
bilienkapitalist, der es bis ins Weiße 
Haus geschafft hat, diesen Krieg be-
gonnen und verloren, sondern der 
seit dem 2. Weltkrieg ununterbro-
chen mächtigste kapitalistische Staat 
der Welt. Sich daran zu erinnern, ist 
in mehrerer Hinsicht wichtig.

Die Idee, den Iran zu überfallen, um 
einen regionalen Widersacher der 
USA erheblich zu schwächen, ist kei-
nesfalls allein Trumps Schnapsidee 
oder ein Projekt der Israelis, das Ne-
tanjahu Trump bei einer Runde Golf 
in Florida schmackhaft gemacht hat. 
Eine „militärische Option“ gegen den 
Iran wird vielmehr in der Politikeli-
te der USA seit Jahrzehnten von den 

sogenannten „Falken“ befürwortet. 
So wird eine interne Fraktion der US-
Geopolitiker:innen bezeichnet, die 
als besonders aggressiv und schieß-
freudig gilt. 

Dieser Punkt sei hier nur erwähnt, 
um in Erinnerung zu rufen, dass die 
USA unabhängig von ihrem jetzigen 
Präsidenten, ihre Interessen seit Jahr-
zehnten mit offenen Völkerrechts-
brüchen, Invasionen und Geheim-
dienstoperationen überall auf der 
Welt durchsetzen.

Das Ende der unangetaste-
ten amerikanischen  

Dominanz

Fast noch wichtiger bei der Aus-
wertung des Irankriegs ist aber, dass 
auch die Niederlage der USA nicht 
nur das Produkt von Trump Strate-
gielosigkeit ist. Aufgrund ihrer poli-
tisch, wirtschaftlich und militärisch 
vorherrschenden Stellung haben die 
USA ein ganzes Arsenal von Druck-
mitteln zur Verfügung.

Gerade der Versuch, den Iran durch 
Sanktionen und Strafzölle zu isolie-

ren, ebenso wie zum Beispiel Russ-
land und China, muss jedoch schlicht 
als gescheitert ausgewertet werden. 
Die blutige Nase, die sich die USA im 
Iran geholt haben, ist daher nicht als 
Anfang vom Ende der USA als einzi-
ger Weltmacht zu verstehen. Es zeigt 
vielmehr, dass die unumstrittene Vor-
herrschaft der USA bereits seit Jahren 
erschüttert wird und dies ein andau-
ernder Prozess ist.

Seit spätestens 2017 lässt sich ein 
deutlicher Trend feststellen, dass die 
Großmächte, die klar einem weltpoli-
tischen Lager zuzuordnen sind, also 
die USA, ihre engsten Verbündeten 
unter anderem Deutschland und gro-
ße Teile der EU, sowie Russland und 
China ihren Handel und ihre Kapital-
investitionen umorientieren. Vor al-
lem der Handel zwischen diesen bei-
den „Lagern“ hat im letzten knappen 
Jahrzehnt relativ betrachtet deutlich 
abgenommen. Ereignisse wie der Uk-
raine-Krieg oder die Zollerhöhungs-
kampagne der Trump-Regierung im 
letzten Jahr haben diesen ohnehin be-
stehenden Trend nur noch beschleu-
nigt.
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Hervorzuheben ist aber, dass sehr be-
deutsame, schnell wachsende andere 
Volkswirtschaften, deren Staaten oft 
auch eine eigene politische Agenda 
verfolgen, wie Brasilien oder Indien, 
diesem Trend eben nicht gefolgt sind. 
Sie verteidigen vielmehr vorerst ihre 
handelspolitisch unabhängig Posi-
tion und beharren darauf, sowohl mit 
China, Russland als auch den USA 
handeln zu wollen. 

Die aggressive Zollpolitik der USA 
der letzten Monate wird vor diesem 
Hintergrund schnell zu einem zwei-
schneidigen Schwert, vor allem weil 
sie von einem klaren geopolitischen 
Kalkül geprägt war, also z. B. gegen 
China um ein vielfaches höhere Zöl-
le verhängt wurden als gegenüber 
einem von den USA stark abhängi-
gen Land wie Mexiko. Die Gefahr 
aus amerikanischer Sicht besteht hier 
also darin, für Staaten wie Indien 
oder Brasilien zu starke Anreize für 
eine Intensivierung des Handels mit 
China zu setzen. Ähnliches haben wir 
im Irankrieg beobachten können. Auf 
einer militärischen Ebene schien vor 
allem entscheidend zu sein, dass die 
USA die militärische Widerstands-

fähigkeit des iranischen Regimes 
unterschätzt und seine innenpoliti-
sche Instabilität überschätzt haben. 
Dadurch wurde überhaupt erst mög-
lich, dass der Iran sein wohl stärkstes 
Druckmittel, die Blockade der Straße 
von Hormus, effektiv einsetzen konn-
te. Dass dieses Mittel aber so effektiv 
funktioniert muss mit weiteren Fak-
toren erklärt werden:

•	Wie auch hierzulande führte die 
Blockade und der Krieg zu stark 
steigenden Öl- und Spritpreisen und 
wurde zu einem weiteren Treiber 
der Inflation in den USA. Diese hält 
schon länger an und wächst sich zu-
nehmend zu einem echten innenpoli-
tischen Problem für Donald Trump 
aus.

•	Zentrale Verbündete der USA wur-
den schwer von der Blockade ge-
troffen und zwar insbesondere in 
Ostasien. Hervorzuheben sind hier 
Japan und Südkorea, die beide sehr 
stark von Erdölimporten durch die 
Straße von Hormus abhängig sind, 
dementsprechend stark drängten 
diese auf eine schnelle diplomati-
sche Einigung. Deutschland hat zwar 

ebenso wie andere EU-Staaten bereits 
Kriegsschiffe in die Region geschickt. 
Der Aufruf der USA aus dem März 
an ihre Verbündete, sich an militäri-
schen Operationen zu beteiligen, um 
die Öffnung der Straße von Hormus 
sicherzustellen, stießen aber bei mehr 
oder weniger allen Verbündeten auf 
taube Ohren. Stattdessen versuchten 
diese offenbar verschiedentlich, un-
abhängig von den USA Verhandlun-
gen mit dem Iran zu initiieren, um die 
sichere Passage der Meerenge für die 
eigenen Schiffe zu erwirken.

•	Die machtpolitische Gegenmaßnah-
me mit der Blockade der Meerenge 
traf offenbar nicht alle Staaten gleich, 
verschiedenen Berichten zufolge ha-
ben Schiffe unter chinesischer Flagge 
die Region immer wieder sicher pas-
siert. China konnte sich hier erfolg-
reich als verlässlicherer Handelspart-
ner als die USA inszenieren.

Zusammengefasst also gipfelte eine 
jahrzehntelange Sanktionskampagne, 
mit dem Ziel, den Iran zu isolieren, 
in einen Krieg, aus dem der Iran ge-
stärkt und weniger isoliert hervorzu-
gehen scheint, während den USA ein 
relativer Verlust an Einfluss droht. 
Länder wie Japan und Südkorea, die 
vor allem wegen ihrer sehr stark am 
Golf konzentrierten Öllieferanten 
so stark getroffen wurden, könnten 
sich durch diesen Krieg gezwungen 
sehen, Öl und andere Energieträger 
auch von anderen Lieferanten zu be-
ziehen, eventuell auch durch eine 
Ausweitung des Handels mit China 
und Russland.

Tritt China an die  
Stelle der USA?

Der Verlauf des Irankriegs zeigt also, 
dass die USA ihre unbestrittene He-
gemonie auf der Welt bereits ein 
Stück weit eingebüßt haben. Weit 
komplexer jedoch ist die Frage, ob 
das gleichbedeutend damit ist, dass 
sich nun China als mächtigster Kon-
kurrent in den nächsten Jahren an 
diese Stelle setzt.

Am dynamischsten wächst das Kapi-
tal wohl aktuell im Bereich der Inter-
netmonopole, insbesondere durch 
die scharfe Konkurrenz um die Ent-
wicklung von immer leistungsstär-
keren KI-Modellen. Unter anderem 
wegen dieses explosiven Wachstums 
des Sektors, aber auch wegen der Re-
levanz für die Entwicklung moder-
ner Waffensysteme, wird die Frage, 
welcher Staat bzw. welche Konzerne 
über die leistungsstärksten KI-Tech-
nologien verfügt üblicherweise als 
eine zentrale Frage im Kampf um die 
Vorherrschaft auf der Welt behandelt.

Dieser Kampf wird bereits haupt-
sächlich von Konzernen ausgetragen, 
diese wiederum sind nahezu alle US-
amerikanisch oder chinesisch; im Fall 

von China zum Teil auch Staatskon-
zerne. Sie monopolisieren jeweils die 
Daten großer Teile der Weltbevöl-
kerung beziehungsweise teilen sie 
unter sich auf. Zugleich bleiben sie 
nicht nur Werbetreibende, sondern 
entwickeln sich mehr und mehr zur 
dominierenden Form des Handels-
kapitals. Deutschland, aber auch die 
EU als Ganzes ist in dieser Hinsicht 
schon seit über einem Jahrzehnt weit 
abgeschlagen.

Verschiedene Expert:innen heben 
hervor, dass China sich mit immer 
größeren Abstand zum wichtigsten 
schwerindustriellen Produzenten 
für Maschinen und industrielle Vor-
produkte entwickelt. Teilweise wird 
das Land als „Fabrik der Fabriken“ 
bezeichnet. Das gilt auch für den ge-
rade skizzierten Bereich. Für China 
ist es dabei relativ vorteilhaft, dass 
das Land die materiellen Grundlagen 
für den KI-Boom stärker im eigenen 
Land konzentriert, also selbst über 
eine ausgedehnte Chip- und Halb-
leiterindustrie verfügt, sowie zahl-
reiche seltene Erden, die für diese 
Produktionsketten notwendig sind 
im Land selbst vorhanden sind. Die 
US-Monopole wie Google, NVIDIA, 
Microsoft/OpenAI etc. müssen ihren 
Hardwarehunger stärker durch Im-
porte stillen und sind somit wohl für 
Störungen dieser Lieferwege aktu-
ell auch anfälliger. Das ist einer der 
Gründe, warum die USA Taiwan 
traditionell für eine so zentrale Fra-
ge erklären und im Pentagon bereits 
Szenarien für einen offenen Krieg 
um die Insel mit China durchgespielt 
werden.

China hat zweifelsohne in den letz-
ten beiden Jahrzehnten einen ra-
schen Aufstieg zum zweitmächtigs-
ten Land der Welt erlebt. Um diesen 
Aufstieg fortzusetzen, wird es aber 
aus Sicht des Landes immer notwen-
diger, auch Teile des Weltmarkts zu 
erobern, die bisher etwa hauptsäch-
lich von den USA beherrscht worden 
waren, und chinesisches Kapital auch 
in Regionen wie Südamerika anzu-
legen. Die USA wiederum könnten 
früher oder später, wenn sie wirt-
schaftlich weiter an Boden verlieren, 
zu militärischen Mitteln greifen, um 
ihre Vorherrschaft zu verteidigen: 
Ein möglicher Entwicklungsverlauf, 
auf den sich auch China vorberei-
tet. Klar ist wohl heute nur, dass ein 
solcher offener Krieg zwischen den 
USA und China – neben Armut und 
Elend auf der ganzen Welt – starke 
Rückwirkungen auf die Kräftever-
hältnisse zwischen den Großmäch-
ten im weiteren Verlauf des 21. Jahr-
hunderts zur Folge hätte.
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Auch dieses Jahr sind wieder zehn-
tausende Besucher:innen von Berufs-
messen, darunter Schulklassen und 
Jugendliche, auf der Suche nach Zu-
kunftsperspektiven. Unter den Aus-
stellenden wirbt in diesem Jahr neben 
Unternehmen aus Industrie, Hand-
werk und Dienstleistungssektor auch 
die Bundeswehr für die Ausbildung 
im Militär. Mit VR-Simulationen, Vi-
deospielen und guten Ausbildungs-
gehältern inszeniert sich das deut-
sche Militär als zukunftsgewandter 
und sicherer Arbeitgeber. Und das 
mit einigem Erfolg: Seit Beginn der 
groß angelegten Werbekampagne der 
Armee scheint die Allgegenwärtig-
keit des Militärs für viele schon zur 
Normalität geworden zu sein. 

Düstere Aussichten  
für Jugendliche 

Die meisten Jugendlichen blicken in 
Zeiten von steigenden Mieten, zu-
nehmend prekären Arbeitsverhält-
nissen und der Zuspitzung internati-
onaler Konflikte verständlicherweise 
voller Pessimismus in ihre Zukunft. 
Aus der Politik werden die Stimmen 
lauter, die ganz unverhohlen fordern, 
dass Studierende sich ihren Unterhalt 
durch mehrere Nebenjobs finanzie-
ren sollen, dass Krankheitstage nicht 
mehr bezahlt werden und Teilzeit 
für Frauen erschwert werden soll – 
kurzum: Wir sollen den Gürtel enger 
schnallen, um die Krise zu finanzie-
ren. Dabei wird uns vermittelt, wir 
seien geradezu moralisch gegenüber 
der Gesellschaft dazu verpflichtet 
unseren Lebensstandard herunter zu 
schrauben, bis zum Umfallen arbei-
ten zu gehen und den Dienst an der 
Waffe zu leisten. Dabei wird nicht 
nur an allen Ecken und Enden am So-
zialen gespart, auch die Gefahr eines 
neuen großen Krieges scheint jeden 
hoffnungsvollen Gedanken an unsere 
Zukunft zu überschatten.

Während für Krankenhäuser, Schu-
len oder den öffentlichen Nahver-
kehr angeblich kein Geld vorhanden 
ist, werden gleichzeitig Hunderte 
Milliarden Euro für Aufrüstung be-
reitgestellt. Die Botschaft ist klar: 
Gespart werden soll bei den Vielen, 
investiert wird in Militär und Kriegs-
vorbereitung. Die gleiche Regierung, 

die für unsere Interessen keinen Cent 
übrig hat, erwartet von uns die Be-
reitschaft, im Notfall an der Front zu 
töten und zu sterben. 

Die Bundeswehr  
als Alternative? 

Paradoxerweise erscheint gerade in 
dieser Situation die Bundeswehr für 
einige junge Menschen als sichere 
Option. Eine Ausbildung, ein festes 
Einkommen, Ordnung im eigenen 
Leben und Karrierechancen – all das 
verspricht die Armee in ihrer Werbe-
kampagne. Dabei muss klar heraus-
gestellt werden, dass die Bundeswehr 
kein gewöhnlicher Ausbildungsbe-

trieb ist. Ihre Funktion besteht dar-
in, Soldat:innen für die außen- und 
machtpolitischen Interessen des 
deutschen Staates bereitzustellen. 
Um zu verstehen, warum die Bun-
deswehr heute so offensiv um Nach-
wuchs wirbt, müssen wir deshalb die 
Frage stellen, welchen Interessen die 
aktuelle Aufrüstung überhaupt dient. 
Wer sich konsequent gegen Krieg 
und Militarisierung stellt, dem wird 
gerne einmal vorgehalten „Putinver-
steher“ zu sein, oder schlichtweg zu 

naiv, um die Unvermeidlichkeit der 
Aufrüstung zu erkennen. Solchen 
Argumenten können wir vor allem 
mit einer klaren Analyse der Lage 
begegnen: Der deutsche Staat be-
reitet sich auf einen neuen großen 
Krieg vor, in dem neben Bomben und 
Panzern auch Menschen benötigt 
werden, die bereit sind, zu sterben. 
Dabei wird argumentiert, es ginge 
darum, die „Demokratie“ gegenüber 
einem äußeren Feind zu verteidi-
gen. Dabei haben die vergangenen 
Jahrzehnte gezeigt, dass Auslands-
einsätze und Waffenlieferungen des 
deutschen Staates keineswegs Aus-
druck demokratischer Werte sind. Ob 
Kosovo, Afghanistan, Mali, Iran oder 

demnächst in der Straße von Hor-
mus – überall werden militärische 
Interventionen mit humanitären Be-
gründungen gerechtfertigt. Frieden, 
Stabilität und Demokratie blieben 
jedoch aus. Stattdessen hinterlassen 
deutsche Waffen zerstörte Regionen 
und hunderttausende Tote, während 
Rüstungsunternehmen Rheinmetall 
und Co. Rekordgewinne einstreichen. 
In der nationalen Sicherheitsstrategie 
der Bundesregierung  wird das Ziel 
dieses „Engagements“ der Bundes-

wehr im Ausland auch ganz klar aus-
gesprochen: Freie Handelswege und 
gesicherte Rohstoff- und Energiever-
sorgung. Die Bundeswehr ist deshalb 
kein neutraler Arbeitgeber. Sie ist vor 
allem der verlängerte Arm der impe-
rialistischen Politik einer wirtschaft-
lichen Großmacht, die ihre wirt-
schaftlichen Interessen ohne Skrupel 
auch mit Waffengewalt durchsetzt. 
Die Rekrutierung junger Menschen 
ist kein Zufall. Sie ist Teil der kon-
kreten Kriegsvorbereitung. Sich in 
dieser Lage gegen den eigenen Staat 
und das eigene Militär zu wenden ist 
kein naiver Pazifismus, sondern die 
einzig konsequente Haltung aus der 
Perspektive unserer Klasse, auf deren 
Rücken Krieg und Krise ausgetragen 
werden sollen. Mit den Interessen der 
deutschen Kriegstreiber, Staatschefs 
und Kapitalist:innen haben wir weni-
ger gemein als mit den Rekrutierten 
irgendeiner anderen Armee. Darum 
muss die Antwort für uns heißen, 
internationale Solidarität zu leisten 
und den Widerstand gegen Aufrüs-
tung und Krieg aufzubauen.

Unsere wirkliche  
Perspektive

Die zunehmenden Spannungen zwi-
schen den großen kapitalistischen 
Machtblöcken, Handelskonflikte, 
Sanktionen und militärische Droh-
gebärden sind die Vorboten eines 
neuen großen Kriegs. Für uns ist das 
aber kein Grund, uns auf die Linie 
des deutschen Imperialismus einzu-
lassen. Eine echte Perspektive haben 
wir trotzdem: Es ist höchste Zeit, dass 
wir uns gegen die Angriffe von oben 
wehren. Überall dort, wo wir das 
System Tag für Tag mit unserer Ar-
beitskraft am Laufen halten, können 
wir auch Sand ins Getriebe streuen. 
Wenn wir uns zusammen tun, haben 
wir den längeren Hebel als die Kriegs-
treiber und Staatschefs, die als Dank 
für unsere Arbeit nun auch noch den 
Tod an der Front für uns vorgesehen 
haben. Ob auf der Jobmesse, in der 
Schule oder im Stadtteil, überall wo 
für den Krieg geworben wird, müs-
sen auch wir sein, um der Kriegspro-
paganda eine echte Alternative ent-
gegen zu setzen.

Wer heute auf Berufs- und Ausbildungsmessen geht, kommt um die Bundeswehr nicht herum. Warum sie kein Aus-
bildungsbetrieb wie jeder andere ist, kommentiert Samy Herbst.

Die Bundeswehr:  
Ein Arbeitgeber wie alle anderen?

Bild „Patriot Raketenabwehrsystem zur Luftabwehr mit Bundeswehr im Vordergrund“, Marco Verch, https://
www.ccnull.de/foto/patriot-raketenabwehrsystem-zur-luftabwehr-mit-bundeswehr-im-vordergrund/1122776 
CC 2.0 https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/de/
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Kinder, die auf einer Steinbarrikade 
in Barcelona stehen, oder singende 
und klatschende Marinesoldaten der 
Republikanischen Armee an Bord ei-
nes Kriegsschiffs. Als eine der ersten 
Kriegsfotografinnen dokumentierte 
Gerda Taro den Spanischen Bürger-
krieg. Für verschiedene fortschritt-
liche Zeitungen hielt sie Szenen der 
Genossenschaftlichkeit, Solidarität 
und des revolutionären Mutes fest. 
Ebenso spiegelten ihre Fotografien 
die Realitäten des Krieges wider, mit 
Aufnahmen von verwundeten Solda-
ten oder Kriegswaisen. Auch die Rol-
le der Frauen im Spanischen Bürger-
krieg spielte in ihren Fotografien eine 
große Rolle. Die Fotoreihe „Wenn 
sich die Frauen einmischen“ zeigt Mi-
lizionärinnen beim Training für die 
Republikanische Armee.

Fortschritt und Sturz der 
Spanischen Republik

Sechs Jahre lang bestand die 1930 
ausgerufene Republik in Spanien, bis 
es 1936 zum Beginn des Spanischen 
Bürgerkriegs kam. Der Ausruf der 
Republik war verbunden mit einer 
gestärkten Front von Arbeiter:innen, 
die für eine demokratische Republik 
einstanden. Mit der Industrialisie-
rung Spaniens im 19. Jahrhundert 
bildete sich eine Arbeiter:innenklas-
se heraus. Diese führte einen Kampf 
für ihre Rechte, angeführt von fort-
schrittlichen Organisationen – von 
Anarchist:innen  über Sozialist:in-
nen  bis hin zu Kommunist:innen. 
Ebenso entwickelten sich die bis heu-
te bekannten Unabhängigkeitskämp-
fe des Baskenlandes und Kataloniens, 
die sich im Widerspruch zur spani-
schen Bourgeoisie sahen.

Mit dem Ausrufen der Republik kam 
es zu gesellschaftlichem Fortschritt 
und zur Verabschiedung einiger Re-
formen. Eine neue Verfassung wurde 
verabschiedet, die von Freiheit und 
Gerechtigkeit für alle Arbeiter:in-
nen  sprach. Weitere Meilensteine 
waren die Kirchenreform, welche den 
spanischen Staat als religionslos de-
finierte, sowie eine Agrarreform, die 
durch Landumverteilung soziale Un-
gerechtigkeit bekämpfen sollte.

Errungenschaften für die Arbeiter:in-
nen bedeuteten auf der anderen Sei-

te Einschränkungen der Macht des 
Bürgertums, der Großgrundbesitzer, 
der Kirche und der Faschisten. Gera-
de Letztere organisierten sich nach 
dem Vorbild des Hitlerfaschismus in 
Deutschland und des damals herr-
schenden italienischen Faschismus 
unter Mussolini. Besonders prägend 
für die faschistischen Kräfte war Ge-
neral Francisco Franco, der in den 
Reihen des Militärs durch die Zer-
schlagung von Unabhängigkeits-
kämpfen in spanischen Kolonien in 
Nordwestafrika aufstieg. Am 17. Juli 
1936 versuchte Franco mit einem Mi-
litärputsch die Machtübernahme in 
Spanien. Die Volksfront aus republi-
kanischen Kräften kämpfte im Spani-
schen Bürgerkrieg drei Jahre lang ge-
gen Franco und den Faschismus. Im 
April 1939 kam es jedoch zur Nieder-
lage, und der Franquismus herrschte 
in Spanien bis zum Tod Francos im 
Jahr 1975.

Internationale Brigaden 
gegen den Faschismus

Trotz der Niederlage ist der Spanische 
Bürgerkrieg ein Symbol der internati-
onalen Arbeiter:innenklasse, die ver-
eint gegen den Faschismus kämpfte. 
Den durch die Kommunistische In-
ternationale organisierten Internatio-
nalen Brigaden schlossen sich viele 

Internationalist:innen  an, die häufig 
keine militärische Erfahrung hatten. 
Dabei ging es jedoch nicht nur um 
die rein militärische Ebene, sondern 
auch um die politische Beteiligung 
am Kampf gegen den Faschismus, der 
als internationaler Kampf verstanden 
werden muss.

Mit der Losung „No pasarán“ (Sie 
kommen nicht durch), mit der die 
Kommunistin Dolores Ibárruri über 
das Radio zur Verteidigung Madrids 
aufrief, hielten die republikanischen 
Kräfte das politische Zentrum bis 
März 1939 unter ihrer Kontrolle. Dies 
gelang nur durch die Unterstützung 
der Elften Internationalen Brigade, 
auch Thälmann-Brigade genannt. 
Die Parole wird bis heute von Antifa-
schist:innen genutzt.

Ebenso waren die Militärhilfen der 
Sowjetunion für den Kampf von gro-
ßer Bedeutung. Ohne Flugzeugliefe-
rungen aus der Sowjetunion hätten 
die faschistischen Truppen die Luft-
hoheit behalten. Eine der Kernauf-
gaben der Kommunist:innen  in der 
Republik bestand darin, überhaupt 
eine moderne Armee mit einheit-
licher Führung aufzustellen anstel-
le versprengter Volksmilizen. Hier 
leisteten die sowjetischen Militärbe-
rater einen entscheidenden Beitrag. 
Gleichzeitig kam es innerhalb der re-

publikanischen Kräfte auch zu inne-
ren Auseinandersetzungen. 

Auch heute lebt der proletarische In-
ternationalismus weiter: Etwa durch 
Aktivist:innen, die mit Hilfsgütern 
und unter den Augen der Öffentlich-
keit nach Gaza oder Kuba reisen oder 
Internationalist:innen, die den Be-
freiungskampf in Kurdistan unter-
stützen.

Frauen, die kämpfen

Auch der proletarische Frauenkampf 
erkämpfte sich während der Zeit der 
Republik wichtige Errungenschaften: 
Gleichstellung in der Ehe, Scheidung, 
aktives und passives Wahlrecht so-
wie den Zugang zu Arbeit und Bil-
dung. Nach dem Sieg des Faschismus 
wurden sämtliche Fortschritte wieder 
rückgängig gemacht.

Im Spanischen Bürgerkrieg nahmen 
Frauen eine voranschreitende Rolle 
ein. Die anarchistische Frauenorgani-
sation Mujeres Libres (Freie Frauen) 
führte einen doppelten Kampf: einen 
militärischen gegen den Franco-Fa-
schismus und einen gegen das Pat-
riarchat in den eigenen Reihen. Wäh-
rend ihres dreijährigen Bestehens 
organisierten sich in über 170 Orts-
gruppen mindestens 20.000 Frauen. 
In ihren Reihen kollektivierten sie ge-
sellschaftliche Reproduktionsarbeit, 
um die einzelnen Frauen zu entlasten, 
und organisierten Alphabetisierungs- 
und Bildungskurse.

Diesen kämpfenden Frauen wurde 
vonseiten der Faschisten, des Bür-
gertums und der Kirche mit heftiger 
Gewalt begegnet. Durch den Akt des 
„Paseíllo“ sollten politische Gefange-
ne, vor allem aber Frauen, öffentlich 
gedemütigt werden. Ihnen wurde der 
Kopf geschoren, sie wurden nach der 
Verabreichung von Abführmitteln öf-
fentlich vorgeführt und gezwungen, 
die Kirche zu reinigen, bevor sie an-
schließend hingerichtet wurden.

Während des spanischen Bürger-
kriegs zeigten die Kämpferinnen un-
mittelbar, dass der Kampf gegen den 
Faschismus zugleich ein Kampf ge-
gen die Unterdrückung der Frau ist. 

Der Spanische Bürgerkrieg ist bis heute ein Symbol des proletarischen Internationalismus. Tausende Freiwillige aus 
aller Welt schlossen sich den Internationalen Brigaden an der Seite der Spanischen Republik an. Frauen kämpften 
in vorderster Reihe gegen den Faschismus und das Patriarchat. - Ein Kommentar von Aziza Mounir

90 Jahre Spanischer Bürgerkrieg: 
Internationalismus und Frauenkampf
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Mehr Arbeit, weniger Meer

Ein paar Tage ans Meer und die Son-
nenuntergänge genießen, wandern 
in den Bergen und Höhenluft atmen, 
den gewohnten Alltag hinter sich las-
sen und mal ganz woanders sein: Im 
Urlaub können wir uns erholen und 
eine Pause machen, unser Wohlbe-
finden steigt, wir kommen wieder zu 
Kräften. Reisen in andere Länder er-
höht sogar die emotionale Intelligenz, 
belegen Studien. Kurzum: Wer Urlaub 
macht, hat wirklich was vom Leben.

Bleibt nur ein Haken: Einen Urlaub 
muss man sich auch leisten können. 
Schon seit Jahren steigen die Preise 
für Urlaubsreisen kontinuierlich an – 
vor allem, weil die gestiegenen Ener-
gie- und Materialkosten der Urlaubs-
anbieter oft direkt auf die Urlauber 
umgelegt werden. Weil der Urlaub 
den Deutschen jedoch einiges wert 
ist, geben sie deswegen auch immer 
mehr Geld für ihre Reisen aus. Vie-
le weichen mittlerweile jedoch auf 
„preissensible Angebote“ – so lautet 
in der Tourismusindustrie das of-
fizielle Wort für Billigreisen – aus.

Doch diese Option haben bei Wei-
tem nicht alle: Für über ein Fünftel 
der deutschen Bevölkerung bleibt 
die Urlaubsreise nur ein Traum. 

Laut europäischen Studien zu Ein-
kommens- und Lebensbedingungen 
geben 21 Prozent der Deutschen an, 
sich keine Woche Urlaub leisten zu 
können. Besonders betroffen sind 
diejenigen, die auch sonst im kapita-
listischen Deutschland nicht viel zu 
lachen haben: Für Alleinerziehende 
beispielsweise kommt oft neben dem 
fehlenden nötigen Kleingeld noch 
hinzu, dass sie nur in den Schulfe-
rien, also der teureren Hauptsaison, 
verreisen können. Und Menschen 
mit niedrigem Bildungsabschluss 
arbeiten überdurchschnittlich oft 
in Jobs, mit denen sie sich gerade 
so das Allernötigste, aber sicher-
lich keine Urlaube leisten können.

Dabei geht es keineswegs nur um 
Luxusurlaube im Ausland, sondern 
tatsächlich auch um die immer wie-
der als Alternativen empfohlenen 
Urlaube in Deutschland – für die 21 
Prozent ist auch eine Reise im In-
land nicht erschwinglich. Sogar 
klassische Ferienangebote vor der 
eigenen Haustür wie Schwimm-
bad, Zoo oder Kino können sich 
laut einer Studie des Sozialverbands 
Deutschland 20 Prozent der Eltern 
nur schwer oder sehr schwer leisten.

Keine schönen Aussichten

Was würden dazu wohl die Brauerei-
arbeiter sagen, die im Jahr 1903 als 
erste Arbeiter in Deutschland einen 
bezahlten Urlaub erkämpften und ihr 
Recht auf Erholung gegen die Kapi-
talist:innen verteidigten? Drei Tage 
waren es damals, die in Thüringen 
und Stuttgart erstritten und tarif-
vertraglich festgeschrieben wurden.
Immerhin: Heute haben wir gesetz-
lich verbrieft sogar das Recht auf 
mindestens 24 bezahlte Urlaubstage 
im Jahr. Doch nach wie vor kann sich 
ein nicht unerheblicher Teil unserer 
Klasse gar keinen schönen Urlaub 
leisten. Und besonders dieses Jahr 
könnte die Sommerurlaubszeit von 
Hiobsbotschaften durchzogen sein: 
Was nützt einem der schönste Sand-
strand, wenn es aus der fernen Hei-
mat auf einmal heißt, dass die eige-
ne Rente zusammengestrichen wird? 
Wie soll man den Blick von den Ge-
birgsgipfeln genießen, wenn zu Hau-
se auf einmal die Abschaffung des 
Acht-Stunden-Tags und Arbeitszei-
ten von bis zu zwölf Stunden täglich 
in Aussicht stehen? Brauchen wir 
überhaupt den Kick beim Tiefseetau-
chen, wenn uns schon beim Blick auf 
den Lohnzettel die Luft wegbleibt?

 
Einige Kapitalvertreter:innen sind 
sogar so weit gegangen, nicht nur 
uns, sondern auch den deutschen 
Politiker:innen ihren Sommer ver-
miesen zu wollen. Die parlamenta-
rische Sommerpause solle ausfal-
len, so forderte es zum Beispiel der 
Verband der Familienunternehmen, 
damit möglichst viele Sozialabbau-
Reformen so schnell wie möglich 
verabschiedet werden können. Die 
Kapitalseite macht Druck, um sich 
zügig weitere Vorteile zu verschaf-
fen. Die Politiker:innen verteidig-
ten ihre Sommerpause eisern. Zu 
unserem Vorteil wird das aber nicht 
sein - sobald die Parlamentarier:in-
nen aus dem Urlaub wieder zurück 
sind, werden sie weitere Gesetze und 
Reformen für das Kapital planen.
 
Das Beste, was wir diesen Sommer 
tun können, ist aber trotzdem, uns 
zu erholen – aber nicht, damit wir 
für unsere Chefs gleich wieder Voll-
gas geben können, sondern um ge-
stärkt in die kommenden Klassen-
kämpfe zu gehen. Spätestens im 
Herbst wird es darauf ankommen, 
dass wir die nächsten Schritte gehen 
und uns nicht nur gute Urlaube, son-
dern gutes Leben für alle erkämpfen.
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Sommerurlaube und das Verreisen werden immer teurer. Während uns die Merz-Regierung immer länger und im-
mer mehr arbeiten lassen will, können wir uns immer öfter nicht einmal mehr die wohlverdiente Urlaubsreise leis-
ten. – Ein Kommentar von Mohannad Lamees
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